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Mit ergänzenden Hinweisen hat das MdI 2023 auf Haushaltsausgleich und 
kommunalaufsichtliche Beratung Bezug genommen.
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Gemäß § 105 Abs. 3 GemO bedarf der in der Haushaltssatzung festgesetzte 
Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung bzw. der Verbindlichkeiten 
gegenüber der Einheitskasse (§ 95 Abs. 4 Nr. 3 GemO) der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde; die Genehmigung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt 
werden.

Zudem sollen die Gemeinden ihre zum 31. Dezember 2023 bestehenden Kredite zur 
Liquiditätssicherung bzw. Verbindlichkeiten gegenüber der Einheitskasse ratierlich 
oder in Annuitäten bis spätestens zum Ablauf des Jahres 2053 tilgen. Dazu ist ein 
Tilgungsplan zu entwickeln, der einen Betrag enthält, der jährlich mindestens getilgt 
werden soll (Mindest-Rückführungsbetrag) und der sich an einem Dreißigstel der 
Kredite und Verbindlichkeiten orientiert. Soweit eine Tilgung des jährlichen Mindest- 
Rückführungsbetrags aus rechtlichen Gründen nicht oder nur teilweise möglich oder 
in tatsächlicher Hinsicht unwirtschaftlich ist, soll der Betrag in eine zweckgebundene 
Rücklage zur Tilgung eingezahlt werden. Die Tilgung soll dann zukünftig zu dem 
Zeitpunkt erfolgen, in dem dies aus rechtlichen Gründen möglich oder wirtschaftlich 
ist.
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Anhand der Haushaltsentwürfe der kreisfreien Städte und Landkreise zeichnet sich 
ab, dass sich die Rahmenbedingungen für einen Haushaltsausgleich im Jahr 2025 
schwieriger gestalten als im Jahr 2024. Oftmals entfallen wesentliche Ursachen der 
Verschlechterung auf die Aufwendungen der sozialen Sicherung (einschl. 
Jugendhilfe, insbes. Heimerziehung), auf Personalkosten in Kindertagesstätten (oder 
Zuschüsse dazu) sowie auf die übrigen Personal- und Versorgungsaufwendungen.

Vor diesem Hintergrund wird erwartet, dass jede Kommune, die einen 
unausgeglichenen Haushalt vorlegen muss, darstellt, in welchen Teilhaushalten der 
Fehlbetrag im Wesentlichen verursacht wird. Darüber hinaus wird erwartet, dass für 
die so bestimmten Teilhaushalte dargestellt wird, bei welchen Produkten der 
Fehlbetrag des Teilhaushalts im Wesentlichen verursacht bzw. veranschlagt wird. 
Die entsprechenden Darstellungen sollen sich jeweils auf wenige Teilhaushalte und 
auf wenige Produkte mit großen Abweichungen beschränken.

Sodann sollte im Hinblick auf die Entwicklung der wesentlichen Ergebnisse in den 
Teilhaushalten bzw. bei den Produkten eine Darstellung zu möglichen Ursachen
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dieser Entwicklungen erfolgen, beispielsweise zu der Entwicklung von Fallzahlen (z. 
B. in Leistungsmonaten) oder der Entwicklung der Leistungsbeträge. („Sind es mehr 
Fälle oder sind die Fälle teurer geworden oder beides?“)

Bei der Erstellung solcher Informationen bietet es sich zudem an, mit anderen 
vergleichbaren Kommunen zusammenzuarbeiten, um ein „Benchmarking“ 
aufzubauen. Vergleiche von Bezugs- oder Richtgröße haben zum Ziel, 
verwaltungsintern durch zielgerichtete Vergleiche unter mehreren Kommunen zum 
einen jeweils Möglichkeiten zur Leistungsoptimierung zu kennzeichnen. Zum 
anderen kann damit der Aufsichtsbehörde auch aufgezeigt werden, welche 
Defizitteile unabweisbar erscheinen.
Die Entwicklung der Haushalte von Städten und Gemeinden im Jahr 2025 wird 
zweifellos auch von der zum 1. Januar 2025 in Kraft tretenden Grundsteuerreform 
beeinflusst werden. Sie wird vielfältige unmittelbare, aber auch mittelbare 
Auswirkungen haben.

Im landesweiten Durchschnitt verringern sich die Steuermessbeträge der 
Grundsteuer. Bei unveränderten Hebesätzen würde daraus ein geringeres 
Grundsteueraufkommen resultieren. Merkmal eines Durchschnittswertes ist es, dass 
es Abweichungen sowohl nach oben als auch nach unten gibt. Bei den 
Grundsteuermessbeträgen wird es so sein, dass es zwischen den Städten und 
Gemeinden einerseits sehr viele, aber betragsmäßig eher geringe Abweichungen 
nach oben geben wird, d. h. dort nehmen die Steuermessbeträge zu. Andererseits 
wird es wenige, aber betragsmäßig eher höhere Abweichungen nach unten geben, 
d. h. dort nehmen die Steuermessbeträge ab.

Mit der im Vergleich der einzelnen Gemeinden unterschiedlichen Veränderung der 
Steuermessbeträge der Grundsteuer verändern sich in gleicher Richtung auch die 
Steuerkraftzahlen der Grundsteuer. Dies löst in den meisten Fällen eine 
entgegengesetzte Veränderung der Schlüsselzuweisungen A und B aus. Da im 
kreisangehörigen Raum die Schlüsselzuweisungen A sowie die Steuerkraftzahl der 
Grundsteuer Umlagegrundlagen sind, sind Folgewirkungen auf die 
Umlagezahlungen nicht auszuschließen.

Aufgrund dieser vielfältigen Auswirkungen und auch aufgrund von noch anhängigen 
Einsprüchen gegen Festsetzungen von Grundsteuerwerten durch das Finanzamt ist 
es nachvollziehbar, wenn Städte und Gemeinden das Grundsteueraufkommen für 
das Haushaltsjahr 2025 konservativ veranschlagen.

Allerdings haben einige Gemeinden aus unterschiedlichen Gründen Probleme, die 
im Zuge der Grundsteuerreform ermittelten Steuermessbeträge für die 
Haushaltsplanung 2025 heranzuziehen. Vor dem Hintergrund der oft genannten 
Aufkommensneutralität spricht nichts dagegen, wenn für das Haushaltsjahr 2025 das 
gleiche Steueraufkommen wie im Jahr 2024 eingeplant wird, auch wenn sich 
absehbar die Steuermessbeträge grundlegend verändert haben.
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Die Gemeinden und Gemeindeverbände müssen das Haushaltsausgleichsgebot 
beachten und dabei sämtliche Möglichkeiten zur Einnahmenverbesserung und 
Ausgabensenkung ausschöpfen. Gleichwohl hat eine Aufsichtsbehörde unter 
Beachtung des Opportunitätsprinzips und des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
durchaus auch die Möglichkeit, einen unausgeglichenen Haushalt nicht zu 
beanstanden (ggf. unter Bedingungen/Auflagen), sofern erhebliche Bedenken an der 
Verhältnismäßigkeit einer Beanstandung bestehen.

Bei der Feststellung eines objektiven Rechtsverstoßes i. S. d. § 121 Satz 1 i. V. m. 
§ 93 Abs. 4 GemO ist grundsätzlich zu beachten, dass ein solcher nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung ausnahmsweise zu verneinen ist, wenn der 
Kommune von vornherein objektiv keine Möglichkeit gegeben war, den 
Haushaltsausgleich zu erreichen. Ein solcher Ausnahmefall ist von der Kommune 
gegenüber der Aufsichtsbehörde substantiiert darzulegen. Unabhängig davon ist von 
der Kommune auch in diesem Fall das Defizit im Haushalt so gering wie möglich zu 
halten.1 Im Rahmen der Angemessenheitsprüfung kann die Aufsichtsbehörde 
berücksichtigen, dass der Kommune nach deren Darlegungen auf der Ausgabenseite 
keine Einsparmöglichkeiten mehr zur Verfügung stehen. Die Kommune ist 
verpflichtet, einen Haushaltsausgleich herbeizuführen, jedenfalls aber sich ihm so 
weit wie möglich anzunähern. Dies sichert den Gestaltungsspielraum des Trägers 
der kommunalen Selbstverwaltung in der Zukunft. Die Verpflichtung schränkt zwar 
den gegenwärtigen Entscheidungsspielraum der Kommune ein, kommt jedoch dem 
langfristigen Erhalt ihrer Handlungsmöglichkeiten zugute und dient damit der 
Gewährleistung der in Art. 28 Abs. 2 GG geschützten Autonomie. Auf welchem Wege 
das Ziel des Haushaltsausgleichs erreicht wird, liegt dabei - soweit unterschiedliche 
Konsolidierungsmaßnahmen in Betracht kommen - in der Gestaltungsfreiheit des 
kommunalen Trägers.2

Bei begründeten Zweifeln an der umfassenden Ausschöpfung der Einsparpotenziale 
und Einnahmemöglichkeiten bei unausgeglichenem Haushalt hat die zuständige 
Aufsichtsbehörde gegebenenfalls eine Auflage oder Bedingung zu erlassen und von 
der Kommune weitere Maßnahmen zu fordern oder auch eine Beschreibung eines 
mittel- und langfristigen Maßnahmenplans.

Umso mehr ist es erforderlich, dass die Kommunen den Stand der Planungsdaten 
etwa im Vorbericht darstellen, die den Ansätzen zugrunde liegen.

Weitere mögliche Informationen können der Kommunalaufsicht zur Verfügung 
gestellt werden, um die bisher ergriffenen Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung 
zu dokumentieren.

1

2
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Vgl. VerfGH RP, Urteil vom 14.02.2012, VGH N 3/11 und vom 16.12.2020, VGH N 12/19 Rn. 103; 
BVerwG. Urteil v. 16.06.2015, 10 C 13/14, Rn.20; OVG RP Urteil vom 17.07.2020, 10 A 11208/18.
Vgl. BVerwG. Urteil v. 16.06.2015, 10 C 13/14, Rn. 21.
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Es ist beabsichtigt, dass das Land Rheinland-Pfalz bis spätestens 31. Januar 2027 
eine Klimaanpassungsstrategie erarbeiten wird.

Für die Erstellung von Klimaanpassungskonzepten wird empfohlen, aktuelle 
Fördermöglichkeiten (z. B. Förderrichtlinie der Wasserwirtschaftsverwaltung zur 
Erstellung von örtlichen Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzepten oder für 
Teilbereiche die Landesförderung „Innenstadt-Impulse“ des MdI) zu nutzen.

Auskunft zur Klimaanpassungsstrategie gibt das Ministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie und Mobilität, Rheinland-Pfalz, Abteilung 8, Klimaschutzreferat 
(klimaanpassung@mkuem.rlp.de).

Für die damit im Zusammenhang stehenden kommunalen Erträge und 
Aufwendungen bzw. Ein- und Auszahlungen sind rechtzeitig Produkte bzw. 
Leistungen und Konten zu bestimmen. Vorgesehen sind die Produktgruppe 511(52) 
sowie die Kontenart 562(55) /762(55).

�,�,�-�� �.�����)���������������)���$���0���/������ ���)�������������������/� �$���0���B�����0������������� �������������)�$������ 
�B�����0�����������/� ���������������������� ���&�=�-���!�������$�������&�'�&�,���9�*�B�8���-�����-���,�&�3�:

Seit Inkrafttreten der Landesverordnung über die Nachprüfung von Vergabeverfahren 
durch Vergabeprüfstellen (NachprV) vom 26. Februar 2021 (GVBI. S. 123) am 1. Juni 
2021 ist eine wirksame Nachprüfung von Vergabeverfahren unterhalb des EU- 
Schwellenwertes in Rheinland-Pfalz möglich. In diesem Zusammenhang möchte ich 
auf die Erste Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung über die 
Nachprüfung von Vergabeverfahren durch Vergabeprüfstellen vom 12. Juni 2024 
(GVBI. S. 188), die am 21. Juni 2024 in Kraft getreten ist, hinweisen und um 
Beachtung bitten.
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Im Rahmen des noch nicht abgeschlossenen Gesetzgebungsverfahrens 
„Jahressteuergesetz 2024“ ist eine Verlängerung der Übergangsfrist bis zum 
31. Dezember 2026 beabsichtigt.

Es wird deshalb empfohlen, das weitere Bundesgesetzgebungsverfahren im Blick zu 
behalten.

Überdies sind alle Gemeinden weiterhin aufgefordert, die bisherigen Fristen zu 
nutzen, um fristgerechte Anpassungen an die neue Umsatzbesteuerung 
gewährleisten zu können.
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Die Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 und der 
Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der
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Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (ABI. L 322 vom 16.12.2022, S. 
15) (Corporate Sustainability Reporting Directive, CSRD) verpflichtet die 
Mitgliedstaaten zur Einführung einer Nachhaltigkeitsberichterstattung für nach dem 
Bilanzrecht als große sowie als kleine oder mittelgroße kapitalmarktorientierte 
definierte Unternehmen und einer Prüfung der entsprechenden 
Nachhaltigkeitsberichterstattung bis zum 6. Juli 2024. Da Deutschland diese Frist 
nicht eingehalten hat, wurde Deutschland durch die Europäische Kommission mit 
einer am 26. September 2024 bekanntgegebenen Entscheidung über die Eröffnung 
eines Vertragsverletzungsverfahrens zur Umsetzung dieser europäischen Richtlinien 
gedrängt.

Im Juli 2024 wurde durch das Bundesministerium der Justiz (BMJ) ein Gesetzentwurf 
der Bundesregierung veröffentlicht. Schwerpunkt des Entwurfs bilden Änderungen 
des Handelsgesetzbuches (vor allem auch § 289b HGB). Das
Gesetzgebungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen.

Die rheinland-pfälzischen Regelungen zur Lageberichterstattung kommunaler 
Unternehmen in öffentlich-rechtlicher Rechtsform (Eigenbetriebe und Anstalten des 
öffentlichen Rechts) und Privatrechtsform (insbesondere GmbH und AG) enthalten 
einen Verweis auf § 289 HGB (nicht auf § 289b HGB).

Angesichts der Ungewissheit über Änderungen im Gesetzgebungsverfahren auf 
Bundesebene gilt es zunächst dessen Abschluss abzuwarten. Beispielsweise haben 
auf Bundesebene die kommunalen Spitzenverbände und der VKU mit einem 
gemeinsamen Schreiben vom 19. April 2024 eine Änderung vorgeschlagen.

Sobald das Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebene abgeschlossen ist, ist ein 
vorbereitendes, gemeinsames Gespräch über bedarfsgerechte Regelungsentwürfe 
mit den kommunalen Spitzenverbänden und dem VKU auf Landesebene 
beabsichtigt. Ziel könnte es sein, kommunale Unternehmen von einer Pflicht zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung auszunehmen. Insofern bitte ich zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt von Rückfragen abzusehen.

Anlage
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